
Bürger wirken an Bürgstadts Entwicklung mit
Gemeinderat: Erste Projekte aus Ideenwerkstatt werden umgesetzt – Geräte für Spielplatz am Main und Standort für E-Ladestationen gesucht

Von unserer Mitarbeiterin
ANNEGRET SCHMITZ

BÜRGSTADT. Wie die Bevölkerung
an der Gestaltung und Entwick-
lung Bürgstadts beteiligt werden
kann, war Thema in der Ratssit-
zung am Dienstag. Im vergange-
nen Sommer hatten 20 Bürger im
Rahmen einer Ideenwerkstatt
Vorschläge erarbeitet, wie ihr Ort
noch interessanter und attraktiver
werden könnte.
34 Topprojekte wurden aus der

Sammlung herausgefiltert und von
einem Arbeitskreis dahingehend
überprüft, wie eine Bürgerbeteili-
gung bei der Realisierung der
Projekte aussehen könnte.

Ideen und Erfahrungen gefragt
Zwei Formen der Beteiligung
wurden festgelegt: Bei der Kate-
gorie Ideensammlung sollen die
Bürger möglichst viele Blickwinkel
und Ideen einbringen können. Bei
der Kategorie Meinungsbild soll
auch den Erfahrungsschatz der
Bürger genutzt werden. Die viel-
fältigen Ansichten sollen zur Ent-
scheidungsfindung beitragen.
Als konkrete Beispiele nannte

Bürgermeister Thomas Grün in
der Ratssitzung das Verkehrskon-

zept und das Nachhaltigkeitskon-
zept. Geplant ist, dass das Büro
VIA sein Verkehrskonzept öffent-
lich vorstellt und die Bürger Be-
denken, Kritikpunkte oder Ver-
besserungsvorschläge unterbrei-
ten können. Damit wäre eine Be-
teiligung der Bürger gesichert.
Beim Nachhaltigkeitskonzept

sollen bei einer offenen Info-Ver-
anstaltung Ideen zu Photovoltaik,
Windkraft und anderen alternati-
ven Energieformen gesammelt

werden. Ein Experte würde diesen
Ideen bewerten und beurteilen,
inwieweit sie umsetzbar sind.

Zeitnahe Umsetzung
Zwei weitere Projekte sollen zeit-
nah umgesetzt werden. Das erste
ist die Schaffung zusätzlicher La-
destationen für E-Autos. Mit der
Energieversorgung Miltenberg-
Bürgstadt GmbH & Co. KG (EMB)
soll Kontakt aufgenommen wer-
den, um weitere Standorte für La-

destationen zu finden, etwa auf
dem Parkplatz an der Tabakhalle.
Das zweite Thema betrifft den

Mainspielplatz, der derzeit attrak-
tiver gestaltet wird. Beim Kauf
weiterer Spiel- und Übungsgeräte
sollen die Bürger mitentscheiden
könnten. Vielleicht stehen ja auch
Fitnessgeräte für Senioren mit auf
der Wunschliste.
Christian Sturm (CSU), der be-

reits in der konstituierenden Sit-
zung eine stärkere Bürgerbeteili-

gung angemahnt und die Ideen-
werkstatt angeregt hatte, plädierte
dafür, bei dieser Marschrichtung
zu bleiben. Zweiter Bürgermeister
Bernd Neuberger (UWG) versi-
cherte, es gebe weitere 13 Projekt
in der Warteschleife, bei denen die
Bürger mitwirken können. Auch
Bürgermeister Grün will an dieser
Idee weiter festhalten, wies aber
auch darauf hin, dass die Verwal-
tung eine Reihe Pflichtaufgaben
abzuarbeiten habe.

Welche Geräte sollen auf dem Spielplatz am Main aufgestellt werden? Bürgstadts Bürger sollen bei der Entscheidung mitreden können. Foto: Annegret Schmitz
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BÜRGSTADT. Der Gemeinderat hat
sich am Dienstag noch mit fol-
genden Themen befasst.

Kommandant: Das Gremium hat
einstimmig Franz Weigl als Kom-
mandant der Feuerwehr bestätigt.

Rodungen: Bürgermeister Tho-
mas Grün informierte, dass am
Buschenweg Rodungen durchge-
führt werden, da diese nur bis En-
de Februar erlaubt sind. Eine Ge-
nehmigung liege vor.

Sitzungsgeld als Spende: Der
Gemeinderat beschloss auf Vor-
schlag von Bernd Neuberger, das
Sitzungsgeld vom Dienstag für die
Erdbebenopfer in der Türkei und
Syrien zu spenden.

Arbeiten im Schwimmbad: Auf
Anfrage teilte Grün mit, dass im
Bürgstadter Schwimmbad derzeit
die Terrassen am Becken zu einer
schrägen Rasenfläche umgestaltet
werden. Heke Friedl und Gerhard
Balles (beide CSU) waren unge-
halten darüber, dass der Gemein-
derat über Maßnahmen im örtli-
che Schwimmbad nicht vorab in-
formiert werde und folglich Bür-
gerfragen nicht beantworten kön-
ne. Zudem stieß die Veränderung

auf Unmut. Die Terrassen seien
ein Markenzeichen des Bads, so
Matthias Helmstetter (CSU), der
Transparenz anmahnte. Grün er-
klärte, dass die Platten jedes Jahr
getauscht werden mussten, und
sprach von ganz normalen Unter-
haltungsmaßnahmen. Bernd
Neubergers Vorschlag, sich vor Ort
das Ganze anzuschauen und er-
klären zu lassen, wurde von allen
angenommen.

Kiga-Planung: Aus nichtöffentli-
cher Sitzung gab Geschäftsstel-
lenleiter Thomas Hofmann be-
kannt, dass im Zuge der Erweite-
rung des Kindergartens die Trag-
werksplanung vom Büro Berbe-
rich (Wertheim-Nassig) zum Preis
von 81.000 Euro gemacht wird.

Kiga-Erweiterung: Der Erweite-
rungs- und Neubau des Kinder-
gartens bekommen eine Grund-
wasser-Wärmepumpe. Klaus
Ziegler vom Fachplanungsbüro
Etienne aus Seinsheim erklärte
den Räten die Vorteile gegenüber
einer Luft-Wärmepumpe. Zwar
müsse zunächst eine Grundwas-
serbohrung erfolgen, aber dann
laufe die Wärmepumpe problem-
los, wie die in der Kinderkrippe
bereits installierte Anlage zeige.

Die Bohrung schlage mit 60.000
Euro zu Buche und müsse vor
Baubeginn erledigt werden, doch
dies amortisiere sich binnen drei
bis vier Jahren. Nicht nur Bürg-
stadt habe mit dieser Heizform
gute Erfahrungen gemacht, bestä-
tigte der Fachmann. Er berichtete
von Pumpen, die seit 16 Jahren
störungsfrei laufen. Die Neubau-
ten bekommen aber auch Kühl-
und Lüftungssysteme, wobei letz-
tere das CO2 und die Feuchtigkeit
aus den Räumen absaugen.
Eingangs hatte Sophie Bach-

mann vom Büro Johann und Eck
noch einmal die Erweiterung und
den Neubau vorgestellt und an-
gekündigt, dass die Baumaßnah-
men im Sommer begonnen und im
Dezember 2024 abgeschlossen
werden sollen. Der Rat stimmte
den vorgestellten Heizungs-, Lüf-
tungs- und Kühlungssystemen zu.

Bewässerungskonzept: Für den
Zuwendungsantrag zur Machbar-
keitsstudie für die Entwicklung
eines Bewässerungskonzepts für
landwirtschaftliche Flächen ist
eine Projektskizze erforderlich.
Den Auftrag, dieser Skizze zum
Preis von 7500 Euro anzufertigen,
erteilte der Rat dem Ingenieurbü-
ro Baurconsult (Haßfurt). asz

»Ehrenamtliche auf Streife«
für mehr Sicherheit in Bürgstadt
Gemeinderat: Ja zum Einsatz der Sicherheitswacht
BÜRGSTADT. Ist eine ehrenamtli-
che Sicherheitswacht im notwen-
dig? Diese Frage beschäftigte am
Dienstag den Gemeinderat, nach-
dem es im Vorjahr zu Vandalis-
mus gekommen war. Bürgermeis-
ter Thomas Grün erläuterte zu-
nächst die Rahmenbedingungen.
Sicherheitswachen sollen die

Polizei nicht ersetzen, sondern bei
ihrer Arbeit unterstützen. Sie sol-
len das Sicherheitsgefühl in der
Bevölkerung stärken und poten-
zielle Straftäter abschrecken. Ak-
quise, Schulung und Einteilung
der »Ehrenamtlichen auf Streife«
übernimmt die Polizei. Für Bürg-
stadt hält die Inspektion Milten-
berg eine Bestreifung mit zwei
Personen für zwei bis drei Stun-
den pro Woche für angemessen.
Bürgermeister Thomas Grün

machte sich für einen Einsatz die-
ser Sicherheitswacht stark, etwa
im Mainvorland, an der Lidl-
Unterführung und am Servicege-
bäude. Burkhard Neuberger (CSU)
fragte, ob ortsansässige Sicher-
heitsleute eingesetzt werden. Laut
Dennis Mai (Grüne/SPD/ÖDP),

der in der Polizeiinspektion Mil-
tenberg tätig ist, gibt es einen Pool
an Ehrenamtlichen. Es mache aber
durchaus Sinn, ortskundige Per-
sonen auf Streife zu schicken. Mai
wies darauf hin, es sei ein ehren-
amtlicher Job, der in der Freizeit
ausgeübt werde, die Kommune
aber Wünsche zu Einsatzort und
Zeitpunkt äußern könne.
David Rose (UWG) befürchtete,

zwei bis drei Stunden seien ein
»Tropfen auf den heißen Stein«,
und fragte nach Erfahrungswerten
bezüglich der Effektivität. Es sei
schwer, belastbare Zahlen zu er-
heben, so Mai. Gerhard Balles
(CSU) verwies auf die Kreisstadt,
wo die Sicherheitswacht durchaus
Erfolge vorzuweisen habe. Mat-
thias Helmstetter (CSU) plädierte
für den Einsatz in Bürgstadt.
Schließlich stimmte der Rat der

Aufnahme des Marktes Bürgstadt
in das Streifengebiet der Bayeri-
schen Sicherheitswacht zu. Die
Verwaltung stellt den Antrag an
die Polizeiinspektion Miltenberg
und stimmt die Kontrollgebiete
und Einsatzzeiten ab. asz

Marode Brücke über den
Bach Schippach bleibt gesperrt
Gemeinderat: Eichenbühl wartet weiter auf Gutachter
EICHENBÜHL. Die Beweissicherung
an der maroden Brücke über den
Bach Schippach am Parkplatz an
der Staatsstraße 507 von Milten-
berg kommend kurz vor Eichen-
bühl wird noch einige Zeit in An-
spruch nehmen. Dies teilte Bür-
germeister Günther Winkler in der
Ratssitzung am Mittwoch mit.
Nach Rücksprache mit der Stadt

Miltenberg sei aufgrund des mo-
mentan laufenden Schadens-
ersatzverfahrens eine Beweissi-
cherung vom Amtsgericht geplant.
Der dafür eingeplante Sachver-
ständiger sei verstorben. Nun
müsse ein anderer Sachverstän-
diger hierfür beauftragt werden.
Die Brücke auf Eichenbühler

Gemarkung ist im Eigentum der
Stadt Miltenberg und wurde von
einem Holzrücke-Unternehmen so
beschädigt, dass eine Sanierung
nahezu ausgeschlossen werden
kann. Anfang 2021 wurde sie
komplett gesperrt. Die Brücke
müsse neu gebaut werden, so
Winkler, der die Kosten in der Sit-
zung mit gut 100.000 Euro bezif-
ferte. Der Übergang ist Zufahrt für
den Rettungspunkt MIL 2011 im
dortigen Wald und Sammelpunkt
für die Rettungskette Forst.

Udo Neuberger, Kommandant
der Eichenbühler Feuerwehr be-
stätigte auf Nachfrage, dass sich
Anfahrten zu mögliche Einsätzen
bei Forstunfällen oder Unfälle von
Mountainbikern oder Wanderer
teilweise deutlich verlängern
würden, da größere Einsatzfahr-
zeuge weitere Umwege in Kauf
nehmen müssten. Bei möglichen
Waldbrandszenarien in dem
oberhalb von Eichenbühl zu Mil-
tenberg gehörenden Waldgebiet
sah er aber keine übermäßige Ge-
fahr, da andere Zufahrtsmöglich-
keiten, wenn auch mit weiterer
Anfahrt verfügbar seien. acks

Seit Anfang 2021 gesperrt: Brücke über
den Schippach. Foto: Siegmar Ackermann

Keine Klagen
gegen Projekt
am Tremhof
Kiesabbau: Frist für
Widerspruch abgelaufen

DORFPROZELTEN/FREUDENBERG.
Wie geht es weiter beim geplanten
Kiesabbau am Freudenberger
Tremhof? Das Landratsamt des
Main-Tauber-Kreises hatte Mitte
Dezember den Planfeststellungs-
beschluss veröffentlicht, die Frist
zur Einreichung von Klagen ist am
Montag abgelaufen.
Über eingereichte Klagen sei

derzeit nichts bekannt, sagte das
Landratsamt am Dienstagnach-
mittag auf Nachfrage. Auch beim
Verwaltungsgericht Stuttgart ist
»nach unserer Kenntnis bislang
kein Verfahren« zu dem Planfest-
stellungsverfahren anhängig, heißt
es von Sprecher Samuel Thomann
auf Anfrage der Redaktion.
Die Gemeinde Dorfprozelten,

die auf der gegenüberliegenden
Mainseite liegt, wird selbst nicht
klagen: In einer Sondersitzung des
Gemeinderats zum Jahresende
sahen von der Verwaltung beauf-
tragte Anwälte in einer Klage nur
geringe Erfolgsaussichten.

Antrag an Gemeinde gestellt
Auch vonseiten der Bürger selbst
ist keine Klage eingereicht wor-
den. Die ehemalige Dorfprozelte-
ner Gemeinderätin Marliese
Klappenberger-Thiel und Ex-
Bürgermeister Dietmar Wolz
(beide FW) hatten Mitte Januar
einen Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht in Würzburg aufge-
sucht, der ihnen davon abriet. Laut
Klappenberger-Thiel geschah der
Besuch in Würzburg in Vertretung
für die Gruppe rund um die Dorf-
prozeltener Bürger Joachim
Schmidt und Harald Nun. Diese
hatten im Dezember einen Antrag
an die Gemeinde gestellt, in dem
sie darum baten, einen anderen
Anwalt hinzuzuziehen.
In einer Pressemitteilung von

Klappenberger-Thiel wird klar,
warum der Würzburger Anwalt
von einer Klage abriet. Es könnten
nur direkt betroffene Anwohner
Einwendungen erheben, etwa in
Bezug auf Lärm und Staub. Aller-
dings würden die Richtwerte laut
einer Schallimmissionsprognose
wohl eingehalten werden. Mögli-
che Beeinträchtigungen könnten
vom Miltenberger Industriewerk
Weber (MIW) beseitigt werden,
zum Beispiel, indem Fahrwege
befeuchtet werden. Und um die
Ergebnisse der Staubimmissions-
prognose angreifen zu können,
brauche es ein eigenes Gutachten.
Der Anwalt rechnete einer Klage
insgesamt nur »ungewisse Er-
folgsaussichten« zu. Auch die
Kosten dafür und für eigene Gut-
achten hätten dagegen gespro-
chen. »Die Schätzungen der Kos-
ten liegen im fünfstelligen Be-
reich«, heißt es in der Mitteilung.
Die Gruppe von Dorfprozelte-

nern kündigt im Pressetext jedoch
an, dass sie eine Interessensge-
meinschaft bilden will. Zukünftig
werde man regelmäßig Akten ein-
sehen, um zu überprüfen, dass die
Richtwerte eingehalten werden.
Man wolle »zumindest dazu bei-
tragen, die mit dem Abbau ver-
bundenen Beeinträchtigungen für
die Anwohner und die Bevölke-
rung von Dorfprozelten auf ein
Mindestmaß zu beschränken«.
Nach Fasching will die Gruppe in
einer Infoveranstaltung ihr weite-
res Vorgehen vorstellen.

Beginn sofort möglich
Wann das Bauprojekt startet, ist
noch offen. Nach Auskunft des
Landratsamts des Main-Tauber-
Kreises kann mit dem Vorhaben
begonnen werden, sobald die
Rechtsmittelfrist abgelaufen ist
und bis dahin keine Klage erho-
ben wurde. Dann muss innerhalb
von fünf Jahren mit der Umset-
zung begonnen werden – ansons-
ten verliert der Planfeststellungs-
beschluss seine Gültigkeit.
Die Firma MIW möchte in

einem Areal nahe des Tremhofs
Kies abbauen. Mit dem Vorhaben
gehen die Verlegung der Landes-
straße 2310 und der Neubau eines
Radweges einher. Damit soll ein
gefährlicher Streckenabschnitt
und Unfallschwerpunkt entschärft
werden. scm/juh

Zahlreiche Einsätze
für Helfer im Erftal
EICHENBÜHL. Über die Einsatzsta-
tistiken und Tätigkeit von drei
Einrichtungen im Bereich der
Erftalgemeinde im vergangenen
Jahr informierte Bürgermeister
Günther Winkler in der Sitzung
des Eichenbühler Gemeinderats
am Dienstag.
Von 75 Einsätzen der Helfer-

vor-Ort-Gruppe Umpfenbach
wurden 16 Einsätze im Gemein-
debereich, überwiegend mit in-
ternistischen Indikationen ver-
zeichnet. Die Unterstützungs-
gruppe Rettungsdienst Eichen-
bühl mit ihrem Rettungswagen
wurde zu insgesamt 68 Einsätzen
gerufen, darunter 23 Notarzt- und
20 Notfalleinsätze. Auf Eichen-
bühl und die Ortsteile entfielen
dabei 24 Einsätze. Insgesamt seien
bei den Einsätzen 294,5 Einsatz-
stunden geleistet worden.
Bei der Nachbarschaftshilfe

»Zeit füreinander im Erftal und auf
den Höhen« waren 72 Ehrenamt-
liche im vergangenen Jahr tätig,
davon 33 im Gemeindebereich.
Von insgesamt 96 Hilfseinsätzen
entfielen 39 auf das Gemeindege-
biet. Die Einsätze umfassten Be-
suchsdienste, Fahrdienste, Ein-
kaufen und Formulare ausfüllen.
Winkler dankte den Ehrenamtli-
chen für ihren Einsatz zum Wohle
der Allgemeinheit. acks
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EICHENBÜHL. In der Sitzung am
Mittwoch hat sich der Eichen-
bühler Gemeinderat auch mit die-
sen Themen befasst.

Restmüll-Leerung: Der Land-
kreis soll die Änderung der Lee-
rung der schwarzen Restmüllton-
nen von zwei auf vier Wochen
nochmals überdenken. Diese
Empfehlung beschlossen die Ge-
meinderäte nach eingehender
Diskussion am Mittwoch mit zwei
Gegenstimmen. Bürgermeister
Günther Winkler wies darauf hin,
er erhalte häufig Kritik von Bür-
gern an der geplanten Maßnahme.
Joachim Schmedding (SPD) sah
keine Probleme in der Verlänge-
rung der Leerungszyklen. Man
müsse die Leute sensibilisieren
und Müll vermeiden, betonte er.
Bei den Einwänden wurde unter
anderem die Gefahr von Müllent-
sorgung in die Natur genannt.

Sozialgenossenschaft: Frank
Wegner-Leisner, stellvertretender
Leiter der Caritassozialstation Er-
lenbach, informierte über das
Thema Gründung einer Sozialge-
nossenschaft digital vital eG als
Zukunftsinitiative. Auf einer digi-
talen Plattform in Form einer App
sollen alle Menschen die Chance
bekommen, schnell und einfach an
relevante Themen aus Gesundheit
und Sozialem kommen.

Insgesamt werteten die Räte in
der längeren Diskussion die
Gründung als notwendige und
gute Einrichtung. Ob die Gemein-
de der Genossenschaft beitreten
will, will das Gremium eventuell in
der nächsten Sitzung entscheiden.

Klimaschutz: Einstimmig befür-
worteten die Gemeinderäte die
Schaffung einer interkommunalen
Stelle zur Klimaschutzkoordina-
tion und zur Errichtung und Um-
setzung eines Energiemanage-
ments im Rahmen der Odenwald-
allianz. Dabei will sich die Ge-
meinde an den entstehenden Per-
sonal- und Sachaufwandskosten
beteiligen. Voraussetzung hierfür
ist, dass die in Aussicht gestellte
Förderung gewährt wird.
Von der Energie Agentur Bay-

erischer Untermain wurde ein
Konzept erstellt. Ziel der Klima-
schutzkoordination sei es, Maß-
nahmen im Themenbereich »Um-
welt, Energie und Klimaschutz« zu
entwickeln und mit den Mit-
gliedskommunen der Odenwald-
Allianz sowie lokalen Akteuren
umzusetzen. Das Kommunale
Energiemanagement hat das Ziel,
Strom-, Wärme- und Wasserver-
bräuche und somit deren Kosten in
den kommunalen Liegenschaften
zu reduzieren. Im günstigsten Fall
könne der Fördersatz 90 Prozent
betragen, so Winkler. acks
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